
II- 3930 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 

XIII. Gesetzgebungsperiode 

No· .... 1.~.'!.P.I;] 
A n fra g e 

der Abgeordneten Dr .. HA.USER 

und Genossen 

an den Herrn Bundesminister für Justiz 

betreffend den Erlaß Uber die bedingte Begnadigung 

Schon die Anfrage vom 1007 .. 1973, 1394/J-NR/73 hat sich 

mit Form und Inhalt der Vorschriften über das Gnadenver­
fahren befaßt .. 

Nach einqehender Prufuno der Rechtslaoe kann den damaliaen -- - -" -
A?sführungen des Herrn Bundesministers für Justiz untfrr 

. Z .. 1 seiner AufragebeantvlOrtungvom 7.9 .. 1973,~.18.630""9b/73, 

jedoch nicht beigepflichtet werden, wenn er ausführt, der 

'Erlaß vorn 13. NovlS!mber 1920, JABl. Nr. 34, stelle sich nicht 

.als Ausführungsverors1nung zu dem inzl,vischen außer Kraft 

getretenen Gesetz über die bedingte Verurteilung dar, 

sondern sei eine auf das Staatsoberhaupt zurückgehende I:r­

klärung fiber Wesen, Inhalt und Wirkung bedingter Gnadenakte •. 

Nach der Lehre vom Stufenbau der Rechtsordnung. (vgl. ins­

besondere I-1EPJZL, KELSEN, Wl' ... LTER) müssen alle nicht auf der 

Verfassungsstufe oder auf der Gesetzesstufe stehenden ge­

nerellen Normen als Verordnungen eingestuft werden, 't7enn 

. sie nicht überhaupt des Normcharakters vollständig en.t­

behren, was t>TOhl von· einem im Verkündungsblatt einer Zentral­

stelle verlautbarten Erlaß nicht zu sagen sein wird. 

Auch der Him<!eis des Zurückgehens auf das Staatsoherhaupt 

kann wohl nur historisch - und nicht in bezug auf das 

amtierende Staatsoberhaupt - verstanden werden. Dazu korrunt 

noch, daß als generelle Normen zu ,,<!ertende Äußerungen des 

Staatsoberhauptes nach herrschender. TJE'!hre und Praxis auch 
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in Entschließungsform ergehen. 

Den meisten Bedenken muß es aber begegnen, wenn in einer 

derartigen generellen Anordnung - die überdies der für 

Rechtsverordnungen vorgeschr~ebenen I{undmachungen im 

Bundesgesetzblatt entbehrt'und daher, unterstellt man 

ihre aufrechte Geltung, vom Verfassungsgerichtshof aufge­

hoben werden müßte - ebm die l'iTeisung an die unabhängigen 

Gerichte .enthalten ist, in bestimmten Fällen durch Beschluß 

festzustellen, daß eine (vorn Staatsoberhaupt verfügte) Be­

gnadigung außer Kraft getreten sei. Eine solche Anordnung 

kann, wie schon in der früheren Anfrage dargelegt wurde, 

nur in Gesetzesform ergeheno 

Die gefertigten Abgeordneten richten daher an den Herrn 

Bundesminister für Justiz nachstehende 

A n fra g e : 

1) Können Sie Ihre Rechtsauffassung aufrecht erhalten~ daß 

der mehrfach ertN'ähnte Erlaß über die bedingte Begnadigung 

unbeschadet der dargelegten verfassungsrechtlichen Be­

denken und ohne Rücksicht auf das Inkrafttreten des 

StGB (insbesondere §§ 43 ff) als gültige Rechtsnorm zu 

bezeichnen ist ? 

2) Hat das Bundesministerium für Justiz nach dem Amts­

antritt des derzeitigen Herrn Bundespräsidenten an 

diesen die eingangs dargelegte Proble~atik herangetragen 

und um Bekanntgabe seiner Auffassung ersucht ? 

3) Auf Grund welcher Regelung kÖnnen die Gerichte vorgehen 

wenn im Falle einer. bedingten Begnadigung ~veisungen zu 

erteilen wären ode~ ein Bewährungshelfer bestellt wer­

den sollie ? 
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